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Vor dem Hintergrund des NATO-
Spitzentreffens vom 8. bis 9. Juli in 
der polnischen Hauptstadt erklärte 
der stellvertretende Linke-Vorsitzen-
de Tobias Pflüger am Freitag:
Dieser NATO-Gipfel in Warschau droht 
als Aufrüstungsgipfel in die Geschichte 
einzugehen, der den Kalten Krieg 2.0 
eingeleitet hat. (...) Die NATO plant ei-
ne de facto permanente Stationierung 
von NATO-Truppen im Baltikum. Die 
Truppen »rotieren« aufgrund der Ver-
einbarungen in der NATO-Russland-
Akte. Die Linke lehnt diese Stationie-
rung auch von Bundeswehr-Truppen im 
Baltikum ab. Vor diesem NATO-Gipfel 
wurde eine ganze Reihe von Manövern 
durchgeführt (u. a. »Anakonda«, »Saber 
Strike«) mit klaren Kriegsszenarien, die 
eindeutig gegen Russland gerichtet wa-
ren und sind. Die Linke hat diese Kriegs-
spiele kritisiert und wird sie auch weiter-
hin kritisieren. Insofern begrüßen wir, 
dass auch Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier die Manöver inakzeptables 
»Säbelrasseln« genannt hat.

Allerdings fordert Die Linke konkre-
te Abrüstungsschritte: keine Teilnahme 
der Bundeswehr an diesen Manövern, 
keine Genehmigungen für Truppenbe-
wegungen von US-Truppen hierzulande 
für diese Manöver und ein Ende der 

gesamten Kriegsmanöver. (...)
Die Linke kritisiert die geplante Auf-

rüstung Deutschlands und der anderen 
NATO-Staaten. (...) Die Bundeswehr 
muss nicht aufgerüstet, sondern Schritt 
für Schritt abgerüstet werden.

Der NATO-Raketenschild wird im-
mer weiter ausgebaut, schafft aber kei-
ne Sicherheit, sondern erhöht ebenfalls 
die Kriegsgefahr. Die Neustationierung 
von Atomwaffen hierzulande muss ge-
stoppt werden. Der mögliche Einsatz 
von Atomwaffen ist immer noch Teil der 
NATO-Strategie. Die NATO spricht da-
von, dass sie Demokratie absichere. Das 
war schon immer falsch, wird aber ange-
sichts des Agierens des NATO-Staates 
Türkei im eigenen Land und den Nach-
barländern (...) besonders zynisch.

Nach dem Brexit-Votum nun die 
NATO oder die militärische Komponen-
te der EU zu stärken, ist keine gute Idee. 
Die NATO ist eine Sicherheitsgefähr-
dung und muss aufgelöst werden.

Die Hilfsorganisation Pro Asyl ver-
öffentlichte am Freitag zur Halbjah-
resasylstatistik des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
eine Erklärung:
»Dass immer weniger Flüchtlinge an 
der Grenze im sogenannten EASY-

System (Erstverteilung der Asylbe-
gehrenden, jW) registriert werden, ist 
kein Grund zur Freude, sondern zur 
Besorgnis«, so Bernd Mesovic, stellver-
tretender Geschäftsführer von Pro Asyl. 
»Denn während in Deutschland Unter-
künfte leer stehen, leben Flüchtlinge 
in Griechenland (und einigen anderen 
Staaten) auf der Straße, oft monatelang 
ohne Chance auf Registrierung ihres 
Asylgesuchs, von seiner inhaltlichen 
Prüfung ganz zu schweigen.«

Die aktuelle Asylstatistik ist in bezug 
auf registrierte Asylneuanträge nur be-
grenzt aussagekräftig, weil immer noch 
bereits im vergangenen Jahr im EASY-
System registrierte Menschen mit gro-
ßer Verspätung offiziell beim BAMF ins 
Asylverfahren aufgenommen werden. 
Immer noch tauchen ganze Kontingente 
von den Behörden »Vergessener« in den 
Kommunen auf (…).

Im ersten Halbjahr 2016 traf das 
Bundesamt 283.236 Entscheidungen, 
eine Steigerung um 148,3 Prozent ge-
genüber dem ersten Halbjahr 2015. In 
den letzten Monaten, so die Erfahrung 
von Pro Asyl, nimmt der Druck auf 
Bundesamtsmitarbeiter, eine größere 
Zahl von Fällen zu entscheiden, dra-
stisch zu. Darunter leidet die Qualität 
der Entscheidungen. (...)

Zum 22. Mal fand Ende Juni 
das »Forum von São Paulo« 
statt, diesmal in San Salva-

dor. 1990 wurde die Konferenz als 
Reaktion auf den Zusammenbruch 
der Sowjetunion und die neolibe-
ralen Offensive in Lateinamerika 
etabliert. Seit Jahren prägen pro-
gressive Regierungen die Politik 
des Kontinents. Darüber wurde in 
San Salvador auch diskutiert. Was 
hat die Linke erreicht?

Alle linken Regierungen haben umfang-
reiche Sozialprogramme umgesetzt. 
Dadurch ist die Armutsquote in diesen 
Ländern beträchtlich gesunken. Weitere 
Erfolge sind in der Bildung, im Kampf 
gegen den Analphabetismus und in der 
medizinischen Versorgung zu verzeich-
nen. Auf wirtschaftlichem Gebiet sind 
zwar Anstrengungen unternommen wor-
den, allerdings waren sie weniger erfolg-
reich. Ein Fortschritt sind aber auf je-
den Fall die regionale Zusammenarbeit 
und gegenseitige Hilfe, wie sie etwa im 
Abkommen ALBA zum Ausdruck kom-
men. Für besonders wichtig halte ich die 
stärkere Einbeziehung des Volkes und 
damit die Stärkung der partizipativen 
Demokratie.

Nach den Putschen in Honduras 
und Paraguay regiert die Rechte 
nun auch in Argentinien. Brasilien 
und Venezuela stehen auf der Kip-
pe. Welche Rolle spielte das wäh-
rend des »Forums«?

Die Angriffe auf linke Regierungen ha-
ben sich verschärft. Man will den Län-
dern wieder einen neoliberalen Kurs 
aufzwingen, wie dies gegenwärtig in 
Argentinien geschieht. Sehr kritisch ist 
die Situation in Venezuela, aber auch in 
Brasilien mit dem Staatsstreich gegen 
Präsidentin Dilma Rousseff. Auf dem 
»Forum« stellte die schwierige Lage 

einen Schwerpunkt dar. Es wurde den 
Ursachen nachgegangen, vor allem aber 
die Solidarität unterstrichen. Die euro-
päische und deutsche Linke ist aufgefor-
dert, ebenfalls Solidarität zu zeigen. In 
Brasilien etwa für Lula, dessen erneute 
Kandidatur mit juristischen Ränkespie-
len verhindert werden soll.

Worin wurden die Ursachen für 
die Schwäche progressiver Regie-
rungen gesehen?

Zentrale Ursache ist das imperialisti-
sche Hegemoniestreben der USA. Dazu 
gehören die Schwächung der BRICS-
Staaten (Brasilien, Russland, Indien, 
China, Südafrika; jW) und der politisch 
motivierte Druck auf den Ölpreis. Die 
Vertreter Venezuelas sprachen von ei-
nem regelrechten Wirtschaftskrieg ge-
gen ihr Land. Eine verhängnisvolle Rol-
le spielen dabei die Medien. In Brasilien 
haben sie eine Hetzkampagne gegen die 
Regierung entfacht.

Allerdings gibt es auch hausgemach-
te Schwächen. In Venezuela etwa ist es 
nicht gelungen, den Ölreichtum für eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwick-

lung zu nutzen. Zum Teil wurde auch 
der Kontakt zu den Volksmassen und 
zur Arbeiterklasse vernachlässigt, wie 
Vertreter der Arbeiterpartei PT in Bra-
silien einräumten. Insgesamt war das 
»Forum« dadurch gekennzeichnet, dass 
eigene Fehler auch eingestanden wur-
den. Man will nun die gesellschaftli-
chen Auseinandersetzungen forcieren. 
Sozialprogramme alleine reichen nicht 
aus, sondern ein tiefergreifender gesell-
schaftlicher Wandel sei nötig, lautete das 
Fazit.

Resignieren die linken Kräfte nun?
Ganz im Gegenteil. Die selbstkritische 
Analyse ist kein Zeichen der Resigna-
tion, sondern Ausgangspunkt für eine 
politische Offensive. Es bestand Kon-
sens, dass der progressive Zyklus nicht 
beendet sei. Allerdings verlaufe die Ent-
wicklung nicht linear, sondern wider-
sprüchlich. Den Mut und den Willen, 
die Entwicklung wieder umzudrehen, 
strahlte insbesondere der Gastgeber, 
die Nationale Befreiungsfront Farabun-
do Martí, FLMN, in El Salvador aus. 
Die Situation ist dort nicht einfach. Die 
FLMN stellt zwar die Regierung, hat 
aber keine Mehrheit im Parlament, und 
der Staatsapparat, vor allem die Justiz, 
befindet sich weitestgehend in der Hand 
der Rechten. Davon lässt man sich je-
doch nicht entmutigen.

Welche Rolle spielten die Entwick-
lung in Europa und die Europä-
ische Linke?

Es gab einen intensiven Austausch. Vor 
dem Kongress der Europäischen Lin-
ken im Dezember in Berlin will man 
eine gemeinsame Tagung mit Vertretern 
des »Forums« organisieren. Dort sollen 
die gesellschaftliche Entwicklung, die 
Politik der Linken und Fragen wie das 
Freihandelsabkommen TTIP diskutiert 
werden. Interview: Volker Hermsdorf

»Eigene Fehler wurden 
eingestanden«

Merkel als Komplizin

Jörg Asmussen

Abstimmung über CETA-Abkommen

Finanzkrieger des Tages 

Endlich hat Jörg Asmussen 
wieder eine Tätigkeit gefun-
den. Zuletzt wollte ihn die 

staatliche Kreditanstalt für Wieder-
aufbau nicht haben. Die forderte 
von ihm, dass er auch physisch zur 
Arbeit in Frankfurt am Main er-
scheint, er wollte hingegen nur von 
seinem Berliner Zuhause aus ran 
– ein Familienmensch eben. Und 
jetzt kommt es knüppeldick. Gleich 
zwei Jobs muss der arme Mann 
übernehmen. Zum 1. September 
wird er Geschäftsführer – Asmus-
sen sagt »Managing Director«, das 
hat Klang – bei der US-Investment-
bank Lazard, vermeldete Reuters 
am Freitag. Dabei hatte dpa erst am 
Montag bekanntgegeben, dass er 
im Auftrag der Bundesregierung als 
Berater für die irakische Regierung 
tätig werde. In Bagdad soll er Mini-

sterpräsident Haidar Al-Abadi bei 
der Umsetzung von »Reformen« 
unterstützen.

Und Reformieren kann der, was 
das Zeug hält. Seit Jahrzehnten 
schleift er sein SPD-Parteibuch in 
Ministerien. Eine Auswahl: 2005 
setzte er sich dafür ein, die Punkte 
des Abbaus »überflüssiger Regu-
lierungen« und den »Ausbau des 
Verbriefungsmarktes« im Koali-
tionsvertrag zu übernehmen. Als 
Vertreter des Bundes saß er 2007 
im Aufsichtsrat der IKB-Bank, und 
ließ ordentlich Schrottpapiere auf 
dem US-Subprimemarkt einkaufen. 
Die Bank musste von der KfW mit 
Milliarden gerettet werden. Unter 
Finanzminister Wolfgang Schäuble 
wurde er beauftragt, Griechenland 
in die Knie zu zwingen. Zuletzt half 
er Bundesarbeitsministerin Andrea 
Nahles bei der Privatisierung der 
Altersvorsorge.

»Seine Erfahrung in der Lösung 
komplexer Projekte an der Schnitt-
stelle von Politik und Wirtschaft 
werden für unsere Klienten von 
großem Wert sein«, sagte sein neu-
er Chef am Freitag. Viel Geschick 
hat er bereits bei der fortschreiten-
den Demontage Europas bewiesen. 
Kugelsichere Westen im Irak aus-
teilen ist der nächste Schritt.  (sz)

Die europäische Integration 
hat sich längst in ihr Ge-
genteil verkehrt. Statt wie 

versprochen sozialen Fortschritt 
und Wohlstand für alle bringt 
das Projekt die Entfesselung der 
Märkte, Aushebelung der Demo-
kratie, Prekarisierung der Arbeit 
und Abbau sozialer Leistungen. 
Das »Brexit«-Votum ist nicht die 
Ursache, sondern das Symptom der 
tiefen Krise in der EU. Nach der 
Abstimmung in Großbritannien 
wurde viel von einem »Weckruf« 
geredet. Aber in Brüssel wollen ihn 
offensichtlich viele noch immer 
nicht hören. Die Stimmen waren 
kaum ausgezählt, als EU-Kommis-
sionspräsident Jean-Claude Juncker 
noch einmal bekräftigte, dass das 
»Freihandelsabkommen« CETA, 
das unter diesem Deckmantel in 
Wirklichkeit Klageprivilegien für 
Konzerne und weniger Arbeiter- 
und Verbraucherrechte bringt, ohne 
Zustimmung der Mitgliedsstaaten 
in Kraft gesetzt werden soll.

Das ist eine demokratiefeindliche 
Methode, die Juncker bereits vor 
17 Jahren selbst so beschrieb: »Wir 
beschließen etwas, stellen das dann 
in den Raum und warten einige 
Zeit ab, was passiert. Wenn es dann 
kein großes Geschrei gibt und keine 
Aufstände gibt, weil die meisten 
gar nicht begreifen, was da be-
schlossen wurde, dann machen wir 
weiter – Schritt für Schritt, bis es 
kein Zurück mehr gibt.« Wer so han-
delt, betreibt Wahlwerbung für die 
Rechtspopulisten in ganz Europa.

In diesem Fall scheiterte  Junckers 
Vorstoß zunächst, das CETA-
Abkommen der EU mit Kanada 
als »EU-only« zu klassifizieren 

und damit an den Parlamenten 
der EU-Mitgliedsstaaten vorbei 
durchzusetzen. Doch Junckers anti-
demokratischer Plan B steht bereits. 
Denn die EU-Kommission will 
dem Europäischen Rat vorschlagen, 
CETA vor einer Ratifizierung durch 
die Parlamente vorläufig in Kraft 
zu setzen. Wobei »vorläufig« auch 
»endgültig« bedeuten kann, da der 
vorläufigen Anwendung »keine 
zeitliche Grenze gesetzt« sei, wie 
ein Beamter der EU-Kommission 
süffisant bemerkte.

Sollte die Bundesregierung im Eu-
ropäischen Rat nicht gegen die vor-
läufige Anwendung stimmen, dann 
hätte sie sich als Komplizin dieses 
antidemokratischen Spiels geoutet. 
Die Linksfraktion macht sich in 
dieser Beziehung keine Illusionen. 
Sie hat sich daher entschlossen, eine 
Verfassungsklage einzureichen für 
den Fall, dass die zuständigen Mi-
nister am 18. Oktober die vorläufige 
Anwendung von CETA beschließen. 
Diese würde nicht nur gegen das im 
Grundgesetz verankerte Demokratie-
gebot, gegen das Recht der kommu-
nalen Selbstverwaltung sowie gegen 
das richterliche Rechtsprechungsmo-
nopol verstoßen.

Das letzte was wir in Europa brau-
chen, ist ein Mehr an vorauseilendem 
Gehorsam gegenüber Konzerninter-
essen, sind private Schiedsgerichte, 
die Regierungen verklagen können. 
Was wir statt dessen brauchen, ist 
mehr Demokratie, sind Volksabstim-
mungen über EU-Handelsabkommen 
wie CETA und TTIP auch in 
Deutschland.

Sahra Wagenknecht ist Vorsitzen-
de der Fraktion Die Linke im Deut-
schen Bundestag

Gastkommentar von Sahra Wagenknecht

Während des »Forums von São Paolo« diskutierten Linke über die 
Situation in den lateinamerikanischen Ländern. Gespräch mit Heinz Bierbaum
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Heinz Bierbaum, Mitglied des Partei-
vorstandes und Vorsitzender der In-

ternationalen Kommission der Partei 
Die Linke, hat am 22. »Forum von São 

Paulo« teilgenommen
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